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Der städtische Haushalt .
Fortsetzun g de r Arbeitsbeschaffung . - Einführung einer n euen Abgabe ,

im Rathaus wird gegenwärtig an der Erledigung des Voranschläge
für 1936 gearbeitet * Die Stadtverwaltung legt den grössten Wert darauf,vor
allem die Massnahmen * die der Arbeitsbeschaffung dienten und die bisher
zahlreichen .Gewerbetreibenden einen Verdienst gebracht und einer grossen
Zahl von Arbeitslosen wieder eine Beschäftigung geboten haben,auch im Jah¬
re 1996 mit aller Kraft fortzusetzen,Gerade in Krisenzeiten , in denen die
Privatinitiative sich zurückhält , in denen die Werkstätten und Betriebs¬
anlagen nicht ausgenützt und viele Tausende arbeitswilliger Menschen nicht
beschäftigt werden können , sind öffentliche Aufträge für das Wirtschafts¬
leben ganz unentbehrlich.

Die Stadtverwaltung war bemüht , den Voranschlag für 1996
ohne eine neue Steuerbelastung für die Bevölkerung zu erstellen . Die
städtische Finanzpolitik ist ja in den letzten zwei Jahren dahin gegan¬
gen , Milderungen und Erleichterungen auf dem Gebiet des Abgabewesens ein-
treten zu lassen . Vor allem die Steuerverordnung 199I4, in welcher Bürger¬
meister S chmitz einschneidende Aenderungen an den bis dahin bestandenen
städtischen Abgaben vornahm , hat ausser der vollständigen Beseitigung dreier
Abgaben wesentliche Ermässigungen und Begünstigungen hinsichtlich verschie¬
dener städtischer Steuern und Abgaben gebracht.

Kurz vor der Verabschiedung des Budgets für 1996 sieht sich
jetzt die Wiener Stadtverwaltung genötigt , für die Bedeckung einer neuen
Ausgabe vorzusorgen . Die Bundesregierung hat das Verlangen gestellt , dass
die Stadt Wien einen Beitrag zu den Kosten der Bundespolizei leisten solle,
J~: 3 i 3 ^ kein Zweifel , dass die Aufrechterhaltung der Ruhe und Ordnung,die
im Interesse der friedliebenden Bevölkerung liegt und zur Entfaltung jeder
wirtschaftlichen Tätigkeit notwendig ist , bedeutende Kosten verursacht.
Die Verhandlungen , die in dieser Frage geführt wurden,um eine neue Belas¬
tung der Stadt Wien abzuwenden , hatten keinen Erfolg , Angesichts seiner
eigenen Finanzlage musste der Bund auf seiner Forderung beharren . Durch ein
Bundesgesetz wurde der Beitrag , den die Stadt Wien für den Polizeiaufwand
zu leisten hat , mit jährlich 8 Millionen S festgesetzt . Die Wiener Stadtver¬
waltung ist daher gezwungen,für die ihr auferlegte Ausgabe eine Bedeckung
zu suchen.
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Da das Budget der Stadt Wien für das Jahr 1936 bereits mit
ausserst er Sparsamkeit erstellt wurde,kann ein so grosser Betrag durch Er¬
sparungen im städt . Haushalt nicht mehr aufgebracht werden . Die Haupt aus gaben
sind der Personalaufwand,das Schulwesen und der Aufwand für das FUrsorgwweseh
Die Kosten des Personals belaufen sich auf 1I4J4. 1 2 .

v Uli . S,das Schulwesen wird
99 Mill . S beanspruchen,für das Wohlfahrtswesen sind 1 o 8 * 5 Mill . S vorgesehen.
e,s ist klar,dass es unmöglich war,bei diesen drei grossen Posten Abstriche
m einer Gesamthöhe von 8 Mill . S vorzunehmen . Es musste daher ein anderer
» eg gesucht werden . Die näcnstgrösoto . Post sind die Ausgaben für Arbeits~
beschaffung . abg sehen davon,dass auf diesem Wege nur eine einmalige,noch
dazu mit den Grundsätzen einer gesunden Finanzpolitik im Widerspruch ste¬
hende Abstattung des Beitrages für die 3undespolizei ermöglicht würde,wäh-
rend die Verpflichtung der Stadt Wien zur Leistung dieses Beitrages eine
dauernde ist,daher eine dauernde Einnahme dafür gefunden werden muss,lehnt
es die Stadtverwaltung ab,die Arbeitsbeschaffung auch für einen so wichtigen
Zweck zu kürzen . Gerade auf diesem Gebiete sind die Massnahmen für das
Wirtschaftsleben und für die ärmere Bevölkerung von ganz überragender Bedeu¬
tung.

Somit kommen wir zu der Feststellung,dass der Betrag von
o Mill . S durch Abstriche auf der Ausgubenseite nicht hereingebracht werden
kann . Da er aber alljährlich bezahlt werden muss,und zwar in Vierteljahres¬
raten,bleibt kein anderer Weg zu seiner Bedeckung als eine neue Einnahme
zu erschliessen.

Heue Hinnahme heisst neue Abgabe,also eine Belastung für die
Bevölkerung . So unerwünscht dies für die Stadtverwaltung auch ist , glaubt
sie,dass dieser weg dennoch besser und volksfreundlicher ist als eine Kür¬
zung von Gehältern und Fürsorgerenten oder eine Einschränkung der Arbeits¬
beschaffung . In unserer Zeit,die mit soviel Not und Krise zu kämpfen hat,
muss bei einer neuen Abgabe sorgfältig geprüft werden,ob sie wirklich die
Gesamtheit heranzieht und ob die wirtschaftlich Schwächsten entsprechend ge¬
schont werden . Eine der bisherigen Steuern zu erhöhen,muss abgelehnt werden,
weil diese in der Regel/einzelne Wirtschaftszweige heranziehen,von ihrer
Erhöhung daher eine ernste Gefährdung nicht nur der betroffenen Betriebs-
inhaber , sondern auch der dort beschäftigten Angestellten und Arbeiter so¬
wie in weiterer Folge aller jener Erwerbszweige , die damit in Verbindung
stehen , befürchtet werden müsste.

vi,ir befinden uns also in einer Zwangslage ? Die sogenannte
laufende Gebarung , in der die Einkommen der städt . Ange st el lten , Lehr er und
Arbeiter sowie die Leistungen des städt . Wohlfahrtsamtes , des Schulwesens
usw . gesichert sind,muss in Ordnung sein . Die Arbeitsbeschaffung darf im In¬
teresse der Wirtschaft und der Arbeitslosen nicht verkürzt werden . Unter die¬
sen Umständen entschloss sich die berufene Vertretung der Stadt Wien,
den Vorschlag anzunehmen,den neuen Beitrag für die Kosten der Bundespolizei
in Wien durch eine sehr niedrig gehaltene Abgabe zu bedecken , die bloss
ein Fünftel Groschen monatlich für jede Krone der Bemessungsgrundlage der
MietaufwaadSteuer betragt,daher auch die Bezeichnung Fünftelg - roschenabgabe
erhält.

Die Abgabe hat der Hauseigentümer abzuführen,er hat das Recht,
die Mieter zur Leistung der auf sie entfallenden Beträge zu verhalten . Was
Gedeutet nun in der Praxis die Fünftel - groschenabgabe ? Bei einem Friedens-
ziias von I1.00 K ganze 80 Groschen monatlich,bei 600 K ganze l* 2 o S monatlich
und bei looo L nur 2 Schilling monatlieh . Damit ist an Beispielen der in
Wien,häufigsten Wohnungstypen gezeigt , dass wirklich nicht viel verlangt
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wird -. Le er stehungen und sonstige Aenderungen , die bei der Mietauftvandsteuer
berücksichtigt werden,geniessen die gleiche Behandlung auch hier . Un ter be¬
stimmten Voraussetzungen ist auch hier eine Pauschalierung vorgesehen . Ebenso
gelten j ^ne Befreiungen , die von der Mietaufwandsteuer kraft Gesetzes be¬
stehen oder aus dem Titel der Gemeinnützigkeit zuerkannt wurden . Dort , wo
die Befreiung von der Mietaufwandsteuer aus dem Titel der Bauführung be¬
willigt wurde,wäre,da auch diese Bevölkerungskreise an der Aufrechterhaltung
von Ordnung und Sicherheit ein grosses Interesse haben,eine Befreiung wohl
nicht zu vertreten gewesen . Die Abgabe wird in diesen Fällen mit dem festen
Betrage von Jo Groschen pro Raum und Monat festgesetzt.

. ,j. e aber sollen die Arbeitslosen oder sonstigen Erwerbslasen,
deren Einkommen ohnehin nur aus wenigen Schilling besteht,und wie sollen"
aie Erhalter kinderreicher Familien,die mit jedem Groschen rechnen müssen,
die Abgabe entrichten ? Für diese Bevölkerungskreise ist besonders vorgesorgt.
Ein eigen - r iaj . agiaph des Gesetzes ordnet an , dass der Bürgermeister aus
dem Ertragnis der Abgabe einen Betrag bestimmen rann , der durch die Bezirks¬
fürsorgeämter zur Unterstützung von Erweibslosenund kinderreichen Familien
verwendet wird . Dadurch wird es möglich sein , entsprechende Abhilfe zu
schaffen . Die ausdrückliche Hervorhebung kinderreicher Familien neben den
Erwerbslosen verdient im Sinne der heutigen sozialen Anschauungen sicherlich
Anerkennung.

Auf diesem Wege war es möglich , ohne wirklich fühlbare
Mehrbelastung der Bevölkerung den für die Aufrechterhaltung von Ordnung und
Sicherheit zu leistenden Beitrag der Stadt Wien zu bedecken und dabei doch
die Arbeitsbeschaffung sowohl wie die wirtschaftsfördernden Reformen im volle:
Umfange fortzuführen.

Der iiau s ha lt aus schuss hat einer Reihe von Gesetzentwürfen zu¬
erst immit , welche die im . Interesse der Wirtschaftsomit auch der Arbeiter
eingeführten Ermäßigungen verlängern ; das gilt für die Fürsorgeabgabe , die
Lustbarkeitsabgabe ^ die Anzeigen - und die Ankündigungsabgabe,wo diese Er-
mässigungen sonst mit Ende des Jahres 1935 aufgehört hätten . Bei einigen
Abgaben werden Im Sinne der gesammelten Erfahrungen auch die Verfahrensbe-
stimmungen in einer für die Abgabepflichtigen günstigen TWeise geregelt . Die
gesetzlichen Begrfffsbestimmungen werden bei einigen Abgaben,so insbesondere
bei der Fürsorgeabgabe,bei der die Verhandlungen vom Magistrat im vollen
Einvernehmen mit den Vertretern der Berufs st ände geführt wurden , neu for.
muliert,um bestehende Zweifel und Unklarheiten zu beseitigen . Besondere
Erwähnung verdient eine neue Bestimmung im Gesetz über die Fürsorgeabgabe,
die auf Wunsch der Wirtschaftskreise die Vorschriften über die Pauschalierung
dieser Abgabe so ändert,dass das Verbleiben der zusätzlich beschäftigten
Arbeiter im

.
Betriebe erleichtert wird . Die Pauschalierung der Fürsorgeabgabe

wurde durch die Steuerverordnung 19% eingeführt . Durch die Festsetzung eines
Pauschalbetrages für die Fürsorgeabgabe wird es den Unternehmern ermöglicht,
neue Aroeiter einzustellen,ohne dass sie für diese noch im selben Jahre Ab¬
gabe entrichten müssen . Die Pauschalierungen gelten jeweils für ein J ahr.
dach Ablauf dieser Zeit kann nach den gegenwärtigen Bestimmungen ein neues
ibfindungsübereinkommen nur geschlossen werden,wenn die Berechnung ^ grund-
. age der Fürsorgeabgabe,die nach den Bestimmungen über die Abrechnung dieser
bgabe in den letzten 12 Monaten zu entrichten gewesen wäre,festgestellt
st . Durch eine Aenderung der angeführten Bestimmung wird es in Hinkunft
öglich sein,die Verlängerung schon dann vorzunehmen,wenn zwischen dem Ma¬
istrat und dem Abgabepflichtigen ein Einvernehmen über die Bemessungsgrund-
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läge erzielt wird.
Die Massnahmen der Stadt Wien auf dem Gebiete des Abgabewe¬

sens zeigen daher in ihrer Gesamtheit neben der Haudgreschen - oder Fünftel-
g£o schenabgabe eine ganze Reihe von Milderungen bestehender städtischer Ab¬
gaben . Die stadt . Finanzpolitik ist,wie aus diesen Tatsachen hervorgeht , von
dem Grundsatz geleitet,auf die Tragfähigkeit der Wirtschaft jede Rücksicht
zu nehmen , die nicht gegen die Forder - ung

'
verstosst,dass auch der eigene

Haushalt der Stadt in Ordnung gehalten werden muss,damit sie ihre so viel¬
fältigen Aufgaben erfüllen kann,an denen Unternehmer,Arbeiter, Erwerbslose
und Hilfsbedürftige so sehr interessiert sind.

jjd. s dringendste Problem der Wiener Stadtverwaltung ist im
gegenwärtigen Zeitpunkt die Arbeitsbeschaffung . Die Oeffentlichkeit hat
wiederholt anerkannt , dass die in dieser Richtung von der Stadtverwaltung
bisher ergriffenen Massregeln ent scheidend dazu beigetragen haben,die in
, . ien leider so grosse Arbeitslosigkeit herabzudrücken , zehntausende Arbeits¬
lose wenigstens während des grösseren Teiles des Jahres 1935 wieder in Ar¬
beit zu bringen und zahlreichen Gewerbetreibenden und deren Arbeitern und
Angestellten Beschäftigung und Verdienst zu bieten . Ohne Zweifel ist in der
letzten Zeit eine Besserung im Wirtschaftsleben unserer Stadt zu beobachten.
Das Hauptverdienst daran kommt gewiss ( neben den Bemühungen der Bundesregie¬
rung ) dem Arbeitsbeschaffungsprogramm der Wiener Stadtverwaltung zu.

Welche Leistungen die Stadtverwaltung bisher auf diesem Ge¬
biet erbracht hat,erhellt aus folgenden Ziffern : Lm Jahre 193 )4 . wurden für
Investitionen , und Arbeitsbeschaffung von der Hoheitsverwaltung allein rund
21 Mi 11 . S,von den Unternehmungen rund 1I4. 1 5 Mi11 . S,zusammen also 35 * 5 Mi 11,
S verausgabt . Im Jahre 1935 werden aller Voraussicht nach diese Art von Auf¬
wendungen der Hoheitsvewwaltung rund 30 Mill . s , die der Unternehmungen
rund 19 Mill . S, zusammen also ungefähr 69 Mill . S betragen . Nieht inbegriffen
sinci in diesen Ziffern die Aufwendungen für alle sonstigen Aufträge zur Er¬
haltung und Instandsetzung der Gebäude,Strassen,Kanäle,Mobilien usw . , für die
Nachschaffung von Einrichtungsgegenständen,Maschinen,Wäsche,Materialien,
die in aer laufenden Verwaltung vorgenommen werden . Rechnet man die hiefür
verausgabten Beträge hinzu , so wurden im Jahre 193 )4. tatsächlich 95 » 7 Mill . S
unmittelbar der Wirtschaft zugeführt . Im Jahre 1935 werden es voraussichtlich
131 ’ 8 Mill . S sein . Diese Ziffern beweisen das grosse Interesse,das die Wiener
Bevölkerung an der Aufrechterhaltung von Ordnung und Sicherheit,die allein

,eine ruhige Entwicklung der Wirtschaft verbürgen,hat.
Auch im Jahre 1936 will die Wiener Stadtverwaltung ihre Aktion

zur Schaffung von Arbeitsgelegenheit fort setzen und erweitern . Der bedeutende
Umfang , den das . Arbeit sbeschaf fungsprogramm der Stadt Wien hat , lässt es ver¬
ständig erscheinen,dass die hiezu notwendigen Mittel nicht aus den ordent¬
lichen Haushaltseingängen,sondern im Kreditwege beschafft werden . Für das
Jahr 1936 stehen ‘ aus den bisher aufgenommenen Krediten über
35 Mill . s noch zur Verfügung. Dieser Betrag kann daher im kommenden Jahre für
Zwecke der Arbeitsbeschaffung verwendet werden . Es ist -»her gelungen , da¬
rüber hinaus einen weiteren Betrag von 19 f 3 Mill . S verfügbar zu machen.
Eine sparsame Gebarung und die Benützung günstiger Umstände haben dazu ge¬
führt , dass Ausgaben,welche aus Hypothekarkrediten hätten Deckung finden
müssen , aus dem Ueberbruckungskredit des Jahres 193I4 bestritten werden konnter
Ausserdem ist es gelungen , einen Teilbetrag des Schatzscheinkredites , der
zu Tilgungszwecken bestimmt war,frei zu bekommen . Durch die so gewonnenen
19 ! 3 Mill . S ist die Stadt Wien in die Lage versetzt , im kommenden Jahr für
ihr Arbeitsbeschaffungsprogramm über 55 Mill . S aufzuwenden,ohne die Ver-
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schuldung der Stadt zu erhöhen . Dazu kommen noch über 4 3/4 Millionen S,
die im ordentlichen Haushalt für Investitionen vorgesehen sind,ferner über
25 Mill , S,welche die städt . Unternehmungen für Zwecke der Arbeitsbe¬
schaffung verwenden . Insgesamt stehen also über 85 1/4 Millionen S für Ar¬
beit s schaffende Ausgaben zur Verfügung . Rechnet man noch die Aufträge der Ho¬
heit sverwaltung sowie die der städt . Unternehmungen an Handel , Industrie und
Gewerbe aus den normalen Verwaltung hinzu , so ergibt sich eine Summe von
rund 155 Mill s,die unmittelbar der Wirtschaft zugute kommen soll . Die Summe
aieser Betrage ist so ansehnlich , dass auch im Jahre 1936 von den Massnahmen
der Stadt Wien ein günstiger Einfluss auf die Wirtschaftstätigkeit und der,
Arbeitsmarkt erwartet werden kann . Bei der Auswahl der Arbeiten , welche die
Stadtverwaltung und ihre Unternehmungen durchzuführen planen,war die Rück¬
sichtnahme auf wirtschaftliche Zweckmässigkeit,die Notwendigkeit und Dring¬
lichkeit massgebend . Diese Arbeiten bedeuten daher nicht eine Verdienstmög¬
lichkeit xür Unternehmer , Angestellte und Arbeiter,sie sind auch durchwegs
werterhaltender oder wertvermehrender Art . Die Vielfältigkeit der städt . Ver¬
waltungstätigkeit und die Mannigfaltigkeit der stgdt . Betriebe und Unterneh¬
mungen oringen es mit sich , dass bei den zu vergebenden Arbeiten nahezu alle
Zweige der Privatwirtschaft in irgendeiner Form beteiligt sind . Die Stadtver¬
waltung folgt im Einzelfalle dem Grundsatz , die Vergebung der Arbeiten so
vorzunehmen,dass ein möglichst grosser Kreis von Bewer - bern verwendet werden
kann und dass grosse,mittlere und kleine betriebe herangezogen werden.

Neben den eigenen Arbeit an,welche die Stacb Wien durchführen
lässt , kommen für die Arbeitsbeschaffung ganz besonders auch der Wiener
Assanierungsfonds und der Wiener Hausreparaturfonds in Betracht . Für den
Assanierungsfonds , der so grosses Interesse im I n land und Ausland gefunden
hat,steht noch aus den früheren Dötationen ein Betrag von rund S Mill . s
zur Verfügung,nin gleich hoher Betrag soll im Jahre 1936 zur Neudotierung
des Fonds verwendet werden . Da der Hausreparaturfonds von der Stadt Wien
und der Bundesregierung gemeinsam dotiert wurde ' , eine endgültige
Aeusserung der Bundesregierung jedoch über die Möglichkeit weiterer Bei¬
trage im Jahr 1936 noch nicht vorliegt,war hier eine Schwierigkeit zu über-
winden . Der Bürgermeister führt Verhandlungen mit der Bundesregierung . Er
ist eins mit , der/Bürgerschaft in der Meinung , dass der Hausr eparaturfonds,
wenn irgend eine Möglichkeit gegeben ist , fortgesetzt werden soll . Um im
Sinne der Budgetvorschriften hiefür eine Möglichkeit zu schaffen,werden die
für beide Fonds In Betracht kommenden Ausgabenansätze in eine Post zusammen*
gezogen werden . Daraus folgt,dass die Fortsetzung des Hausreparaturfonds im
Jahre 1936 endgültig gesichert ist,nur steht noch nicht fest,ob und mit
welchem Betrag die Bundesregierung in der Lage sein wird,sich an e. er Do¬
tierung des Fonds zu beteiligen . Die abschliessenden Ziffern de # für den
Hausreparaturfonds zur Verfügung stehenden Mittel wird daher in einen
späteren Zeitpunkt der Oeffentlichkeit mitgeteilt v/erden können.
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